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Kulturelle Eigentumsrechte bezeichnen einen in den letzten Jahren 
stärker in den Vordergrund gerückten Teilbereich der geistigen Eigen-
tumsrechte, in denen das Ergebnis historisch-kultureller Anstrengun-
gen von Akteuren und Regionen in verschiedenen Formen geschützt 
werden kann (Bertacchini & Saccone, 2012). Bekannte Beispiele sind 
das UNESCO Cultural Heritage-Regime zum Schutz des materiellen 
und immateriellen Weltkulturerbes (Hauser-Schäublin, 2011) oder das 
System der geographischen Indikationen (GI), mit dem bestimmte Er-
nährungstraditionen in ihrer Identität bewahrt werden sollen (FAO, 
2009; ITC, 2009).

In beiden Fällen stehen neben den ideellen Schutzmotiven regel-
mäßig auch ökonomische Vermarktungsüberlegungen im Vordergrund 
der Beantragung. Beim Weltkulturerbe sind es Tourismusziele, da die 
erfolgreiche Nominierung als Qualitätsauszeichnung von den Reisen-
den verstanden wird, so dass die entsprechenden Regionen an Attrak-
tivität gewinnen (Eggert, 2011; Miura, 2011). Bei den kulinarischen Tra-
ditionen wird ein zeitlich unbefristetes Monopol auf die Nutzung einer 
Produktbezeichnung gewährt. Eine Nachahmung des Produktes au-
ßerhalb der Region ist zwar zulässig, allerdings nur unter einem ande-
ren Namen. Das ausgezeichnete Original sollte daher regelmäßig ein 
Preispremium gegenüber solchen Imitaten erzielen. Grundsätzlich 
sind die positiven ökonomischen E ekte für die Regionen, in denen 
kulturelle Errungenschaften geschützt werden, unstrittiges Begleitziel 
der Schutzsysteme. So zeigen Hassan und Monier-Dilhan (2002), wie 
geographische Indikationen einer verbesserten Di erenzierung im LEH 
dienen. Casari (2007) veranschaulicht die höhere E izienz in der Nut-
zung von ländlichen Ressourcen von Commons-Regimen in einer dia-
chronischen Perspektive.
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Es gibt aber erstaunlich wenige Studien, die die 
Verteilung der ökonomischen, sozialen und um-
weltbezogenen Vorteile auf die verschiedenen Ak-
teure innerhalb und außerhalb der Schutzregion 
untersuchen. Beim System des geographischen 
Herkunftsschutzes sind es zunächst regionale Ak-
teure (Mitglieder einer Schutzgemeinschaft), die 
das Produkt unter der geschützten Bezeichnung 
verkaufen können und entsprechend davon pro -
tieren sollten. Im Detail ist die Situation aber deut-
lich komplizierter.

Insgesamt ist bisher wenig über die detaillierten 
Verteilungse ekte innerhalb des EU-Herkunftssys-
tems bekannt. Es geht daher im Folgenden nicht 
um die Frage, ob das EU-Schutzsystem insgesamt 
zum ökonomischen Erfolg einer Region und der 
dort angesiedelten Produzenten beiträgt, sondern 
um die thesenförmige Analyse einiger distributiver 
E ekte, die im Systemdesign angelegt sind – diese 
können allerdings indirekt und langfristig den Ge-
samterfolg des Systems in beachtlichem Maße be-
ein ussen. Ziel des Diskussionsbeitrages ist es, ers-
te Thesen zu entwickeln, die in späteren Schritten 
des Forschungsprojektes empirisch geprüft  werden 
sollen.

WER PROFITIERT?

1. These: In Deutschland pro tiert die Landwirt-
schaft vergleichsweise wenig vom EU-Schutzsys-
tem.
In Deutschland ist der hohe Anteil der geschützten 
geographischen Angabe (g.g.A.) besonders au äl-
lig. Während EU-weit die geschützte Ursprungsbe-
zeichnung (g.U.) dominiert (52 %, g.g.A. 48 %, 
http://www.qualivita.it/site /_page/elenco_europa. 
aspx), sind es in Deutschland 35 % g.U. und 65 % 
g.g.A. registrierte Produkte (http://ec.europa.eu/ 
agriculture/quality/door/list.html). 

Bei einer geschützten Ursprungsbezeichnung 
(g.U.) muss das geschützte Agrarerzeugnis oder 
Lebensmittel in einem bestimmten geographi-
schen Gebiet erzeugt, verarbeitet und hergestellt 
werden. Bei den geschützten geographischen Indi-
kationen (g.g.A.) hingegen ist  die Ursprungsregion 
unter Umständen nur mit einer der Wertschöp-
fungsstufen verknüpft. So be ndet sich beispiels-
weise beim „Schwarzwälder Schinken“ als geogra-
phisch geschützter Angabe oftmals nur der Verar-
beitungsschritt des Räucherns im Schwarzwald. Die 
Erzeugung des nötigen Fleisches kann in anderen 
Regionen statt nden (Becker, 2005, S. 8). Bei der 
g.g.A. dominiert im Allgemeinen die verarbeitende 
Industrie, die Rohwarenherkunft ist grundsätzlich 
o en, auch wenn einzelne g.g.A.-Spezi kationen 
Regelungen zur räumlichen Begrenzung der Roh-
warenherkunft enthalten.

Ein für die landwirtschaftliche Seite wichtiges 
Problem betri t deshalb die Einbindung der regio-
nalen Landwirtschaft in die Produktspezi katio-
nen. In der g.U. ist dies per de nitionem gegeben, 
in der g.g.A. dagegen nicht. Derzeit umstritten ist 
die Frage, ob es bei der g.g.A. eine freiwillige Fest-
legung der Hersteller auf die regionalen Landwirte 
geben darf (z. B. bei Münchener Weißwurst). Wäh-
rend die bayerische Regierung dies fordert, steht 
die Freihandelsfraktion in der EU dem skeptisch 
gegenüber, wenn keine Produktbesonderheiten 
vorliegen. Nur wenn es sich um besondere Sorten, 
regionale Rassen o. ä. handelt, wird einer solchen 
Festlegung zugestimmt. Eine Festlegung allein vor 
dem Hintergrund der Verbrauchererwartungen 
wird dagegen derzeit abgelehnt. Hier gibt es in der 
EU aber auch unterschiedliche Positionen. 

Angesichts der regionalwirtschaftlichen Vorteile 
einer g.U.-Kennzeichnung wäre es erstrebenswert, 
in Deutschland eine o ene Diskussion über die ge-
ringe Anzahl von g.U.-Anmeldungen zu initiieren. 
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Abbildung 1: Vergleich der regionalen Wertschöpfungstiefe bei g. g. A. und g. U. (Quelle: Eigene Darstellung)



Dies sollte dem Zweck dienen, eventuelle Verzer-
rungen im Anmeldungsverfahren aufzudecken, 
wie beispielweise die Tatsache, dass in Deutschland 
das Justiz- und nicht das Agrarministerium für das 
Eintragungsverfahren zuständig ist (Profeta & 
Balling 2007, Profeta et al. 2009).

2. These: Nicht-organisierte Außenseiter in der 
Region, die sich nicht an der Finanzierung der 
Commons (Marketing, Qualitätssicherung, usf.) 
beteiligen, können besonders stark pro tieren.
Das EU-Schutzsystem verlangt keine Mitgliedschaft 
in dem entsprechenden Produktkonsortium, das 
den Antrag gestellt hat. Es genügt die Zerti zie-
rung nach der Spezi kation des eingetragenen 
Schutzgutes. Aus diesem Grund sind die Verbände 
bzw. Konsortien, die sich um die Eintragung und 
Vermarktung kümmern, von einer permanenten 
Trittbrettfahrergefahr bedroht. Selbst wenn de fac-
to einiger Druck auf solche Außenseiter ausgeübt 
wird, dem Konsortium beizutreten, so bleibt die 
Mitgliedschaft doch labil und der Organisations-
grad eher gering. Vor diesem Hintergrund gibt es 
kaum Chancen zur Akquirierung eines größeren 
Budgets für gemeinsame Investitionen in Marke-
ting oder Qualitätssicherung. 

Zudem pro tieren nachträglich einsteigende 
Unternehmen von allen Vorlau nvestitionen. 
Wenn nicht spezi sche Vertragsklauseln „Spätein-
steiger“ zur nachträglichen Beteiligung an den 
gemeinsamen Investitionen zwingen, haben diese 
Vorteile, weil sie auf den Anstrengungen der Pio-
nieranbieter aufbauen können. Insgesamt gibt es 
damit zwei Arten von Trittbrettfahrerproblemen 
(Ar ni, Belletti, & Marescotti, 2010): 1. Statisches 
Trittbrettfahrerproblem. Dies betri t die Investiti-
onen in ein gemeinsames Budget zu einem gege-
benen Zeitpunkt. 2. Dynamisches Trittbrettfahrer-
problem. Hier geht es um die Investitionen von 
Späteinsteigern.1

Diese Verteilungsprobleme treten auf, weil es 
sich bei kulturellen Eigentumsrechten um Ge-
meinschaftseigentum handelt. Im Falle des EU-
Herkunftsschutzregimes ist dieses Gemeinschafts-
eigentum sogar in besonders geringem Maße spe-
zi ziert. Da jeder Produzent in der Region, der sich 
zerti zieren lässt, unabhängig von einer Mitglied-
schaft im zuständigen Konsortium pro tiert, sind 
die Anreize zur Produktion und Promotion von 
Gemeinschaftsgütern wenig ausgeprägt. Diesbe-
züglich weisen Ar ni, Belletti und Marescotti 
(2010) darauf hin, dass es erforderlich ist, zwischen 
südlichen und nördlichen EU-Ländern zu unter-
scheiden. In allen Ländern besteht ein Konsorti-
um, das das Anmeldungsverfahren begleitet. In 
den nördlichen EU-Ländern endet das Konsorti-
umsleben jedoch häu g mit der Verleihung des 

Schutzrechtes, während dem Konsortium in den 
südlichen EU-Ländern neue wichtige Funktionen 
erteilt werden. Hier entwickelt das Konsortium so-
gar eine „eigene Reputation“, die dazu führt, dass 
Konsumenten eine höhere Kaufbereitschaft für das 
Konsortiumslabel entwickeln, das neben das EU-
Label tritt (Ar ni, Belletti & Marescotti, 2010). In 
anderen Ländern hingegen, wie beispielweise 
Deutschland, wird die Mitgliedschaft von GI-Produ-
zenten in den zuständigen Konsortien nicht genug 
gefördert, was nachteilige Auswirkungen mit-
bringt, u.a. ein ausgesprochen geringes Ausmaß an 
gemeinschaftlichen Marketingaktivitäten. 

3. These: Es pro tieren Konsortien mit eindeutiger 
Marketingführerschaft eines dominierenden (fo-
kalen) Anbieters, während Schutzgemeinschaften 
mit einer hohen Zahl kleiner Anbieter von den 
Abnehmern stark unter Druck gesetzt werden 
können.
Von der „Gemeinschaftsmarke“ pro tieren zu-
nächst alle beteiligten Unternehmen der Region 
gleichermaßen. Das geschützte Produkt ist in der 
Region ein Commodity. Zwar können diese Erzeug-
nisse im Vergleich zu nicht geschützten Konkur-
renzerzeugnissen ein Preispremium erzielen, aber 
innerhalb des Konsortiums (bzw. innerhalb der 
Region) gibt es beachtliche Anreize zum Preiswett-
bewerb. Mit Ausnahme des Milchsektors (Verord-
nung (EU) Nr. 261/2012) (Europäische Union, 2012) 
sind die Gruppenmitglieder nicht vom Kartellver-
bot ausgenommen, sie dürfen daher weder Preis- 
noch Mengenabsprachen tre en. In Verhandlun-
gen mit dem Lebensmitteleinzelhandel und ggf. 
auch der weiterverarbeitenden Industrie können 
daher die verschiedenen Anbieter innerhalb des 
Konsortiums gegeneinander ausgespielt werden, 
umso stärker, je mehr gegenüber den Konsumen-
ten auf das EU-Zeichen und die Produktbezeich-
nung und nicht auf einen individuellen Marken-
namen gesetzt wird. Das EU-System favorisiert da-
her geringe gemeinsame Marketinganstrengungen 
bzw. verlangt eine hohe Bereitschaft zur Selbstbin-
dung. Dies gelingt leichter in Schutzsystemen mit 
einem besonders dominanten Anbieter. Eine Aus-
weitung der Regelungen der EU-Verordnung Nr. 
261/2012 - die den GI- Schutzgemeinschaften Ver-
handlungsspielräume zur Preisbildung verleihen - 
auch auf andere Agrarsektoren, würde den Ver-
handlungsspielraum des GI-Konsortiums gegen-
über dem Lebensmitteleinzelhandel und der Er-
nährungsindustrie weiter verstärken. 
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4. These: Staatliche Stellen (O izialverwaltung 
und Ministerien) gewinnen mit dem System an 
Relevanz, da ihr spezi sches Know-how zumindest 
in der Antragsphase unumgänglich ist. 
Das Beantragungsprocedere dauert mehrere Jahre, 
ist zweistu g (national und EU-Ebene) und bedarf 
erheblichen juristischen und zum Teil auch kul-
turwissenschaftlichen Sachverstandes. Für kleinere 
Produzenten ist das bürokratische Procedere kaum 
zu durchschauen. In vielen Ländern initiieren und 
unterstützen daher staatliche Stellen die Antrags-
steller. Die spätere Zerti zierung erfolgt zwar i. d. 
R. durch privatwirtschaftliche Zerti zierer, das Ge-
samtverfahren wird aber in relativ großem Umfang 
vom Staat koordiniert. Staatlichen Stellen, in 
Deutschland den Bundesländern, kommt damit 
eine wichtige Initiierungsfunktion zu. Angesichts 
der relativ geringen EU-Vorgaben haben sie dabei 
viele diskretionäre Freiräume, die sie zum Ausbau 
ihrer Position nutzen können. 

Die Weigerung ein g.U./g.g.A. zu verleihen, 
kann „paternalistische“ Gründe haben, z.B. der 
Wille, die Hersteller vor künftigen unüberschauba-
ren Kosten zur Erhaltung des GI zu schützen. Im 
Gegensatz dazu kann es passieren, dass politische 
Akteure das GI-Gebiet „künstlich“ ausweiten, um 
eine große Anzahl von Herstellern miteinzubezie-
hen und damit deren politische Zustimmung zu 
gewinnen (Ar ni, Belletti & Marescotti, 2010). Es ist 

erstrebenswert, dass das europäische GI-Regime 
die Überwachung der staatlichen Stellen der jewei-
ligen EU-Länder durchführt, um opportunistisches 
Verhalten zu reduzieren. Zu ähnlichen Schlussfol-
gerungen kommt auch der Europäische Rech-
nungshof in seinem Sonderbericht Nr. 11/2011 
(Rechnungshof, 2011).

FAZIT

In den letzten Jahren hat die Zahl der ökonomi-
schen Beiträge, die auf geographische Indikationen 
fokussieren, stark zugenommen. Weltweit interes-
sieren sich immer mehr Länder für diese Zerti zie-
rungsinstrumente (Joguet, 2010; Thual & Lossy, 
2011). Es gibt aber erstaunlich wenige Studien, die 
nach der Verteilung der ökonomischen Vorteile auf 
die verschiedenen Akteure innerhalb und außer-
halb der Schutzregion fragen. Diesbezüglich soll 
das aktuelle Papier erste Denkanstöße bieten, um 
eine Diskussion in diesem am wenig erforschten 
Bereich zu initiieren. Aus diesem Grund wurden 
vier Thesen herausgearbeitet, die jene Akteure 
identi zieren sollen, die in einem GI-Regime be-
sonders begünstigt bzw. benachteiligt werden. Das 
vorliegende Papier soll also als Grundlage für wei-
tere Forschung dienen, die, die Vielfältigkeit der 
Akteure betrachtend, interdisziplinär angelegt 
werden sollte.
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1 Diesbezüglich hat der Gesetzgeber 2008 in Italien das 
Gesetz 201 verabschiedet, das einen Eintrittsbetrag für 
Hersteller und Benutzer des Herkunftsschutzregimes 
(wie in Art. 2a Ministerialdekret 97/2000 identi ziert) 
in die GI-Schutzgemeinschaft vorsieht (Art. 2ter 201/
2008) Die Höhe des Eintrittsbetrags soll vom Landwirt-
schaftsministerium bestimmt werden, das jedoch bis 
dato noch keine Verordnung diesbezüglich verab-
schiedet hat.
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